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fend und in richtiger Beurteilung der Sachlage erfolgt, durch 
das Bezirksgericht hingegen nicht.

Auf den Kassationsantrag war deshalb das Urteil des Be­
zirksgerichts aufzuheben. Angesichts des geklärten Sachver­
halts konnte der Senat in eigener Entscheidung über die Be­
rufung des Verklagten gegen das Urteil des Kreisgerichts be­
finden und sie als unbegründet abweisen (§ 162 Abs. 1 ZPO). 
In diesem Sinne hat sich auch der im Kassationsverfahren 
mibwirkende Vertreter des Zentralvorstands der IG Chemie, 
Glas und Keramik geäußert.

§ 54 Abs. 2 Buchst, b AGB.
Zur Beurteilung der Eignung eines Werktätigen für die ver­
einbarte Arbeitsaufgabe sind sein Können und Wissen, seine 
fachlichen Kenntnisse sowie seine Bereitschaft maßgeblich, 
mit Initiative und hohen Arbeitsleistungen zur Erfüllung 
der betrieblichen Aufgaben beizutragen, nicht aber seine 
Zugehörigkeit zu einer politischen Partei.
OG, Urteil vom 19. Januar 1990 — OAK 38/89.

Der Kläger war beim Verklagten als Justitiar beschäftigt. Das 
Arbeitsrechtsverhältnis wurde durch den Betrieb mit Schrei­
ben vom 12. Juli 1989 gekündigt, weil der Kläger für die mit 
ihm vereinbarte Arbeitsaufgabe ungeeignet sei (§ 54 Abs. 2 
Buchst b AGB). Der Kläger legte gegen die Kündigung bei 
der Konfliktkommission Einspruch ein. Durch Verfügung des 
Direktors des Kreisgerichts wurde das Verfahren gemäß § 3 
der 1. DB zur ZPO zur Entscheidung an das Kreisgericht her­
angezogen. Das Kreisgericht wies mit Beschluß vom 7. August 
1989 den Einspruch als offensichtlich unbegründet ab (§ 28 
Abs. 3 ZPO). Die hiergegen vom Kläger eingelegte Beschwerde 
wies das Bezirksgericht mit Beschluß vom 30. August 1989 als 
offensichtlich unbegründet ab.

Gegen diesen Beschluß richtet sich der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Die Beschlüsse der Vordergerichte, mit denen die betrieb­
liche Kündigung bestätigt wurde, fußten auf dem Vorwurf, 
der Kläger hätte durch Verhaltensweisen zu erkennen gege­
ben, daß er den Grundvoraussetzungen des § 8 Abs. 1 Justi- 
tiarVO* nicht entspreche. Damit sei das Vertrauensverhältnis 
des Verklagten zum Kläger beinträchtigt worden. Diese all­
gemein gehaltene Kritik am Verhalten des Klägers berührt, 
wie der vom Verklagten nicht widersprochene Sachvortrag 
des Klägers offenbart, Meinungsbekundungen des Klägers im 
Rahmen seiner früheren Mitgliedschaft zur SED, die sich als 
parteiinterne Auseinandersetzung darstellen, aus denen keine 
Rückschlüsse auf die Eignung für die mit ihm vereinbarte 
Arbeitsaufgabe als Justitiar gezogen werden durften.

Die Eignung eines Werktätigen für die mit ihm vereinbarte 
Arbeitsaufgabe ist nicht davon abhängig, inwieweit er einer 
politischen Partei oder einer gesellschaftlichen Organisation 
angehört und wie er sich als Mitglied zu den Grundsätzen und 
Zielen der Partei oder Organisation verhält. Deshalb führt ein 
Austritt bzw. Ausschluß aus einer Partei oder einer Massenor­
ganisation nicht zu einer Nichteignung im Sinne des § 54 Abs. 2 
Buchst, b AGB. Gleiches gilt für eine in einer derartigen Or­
ganisation geführte kritische Diskussion, auch wenn deren 
Inhalt nicht die allgemeine Zustimmung der Mitglieder findet. 
Maßgeblich für die Beurteilung der Eignung für die verein­
barte Arbeitsaufgabe ist das Können und Wissen eines Werk­
tätigen und seine Bereitschaft, mit Initiative und mit hohen 
Arbeisleistungen zur Erfüllung der betrieblichen Aufgaben 
beizutragen. In dieser Hinsicht sind keine Gründe angegeben 
worden, die die Eignung des Klägers in Frage stellen und 
deshalb die betriebliche Kündigung rechtfertigen würden.

Das Bezirksgericht hätte angesichts der fehlerhaften Be­
urteilung der Rechtslage durch das Kreisgericht über die Be­
schwerde des Klägers nicht durch Beschluß gemäß § 157 Abs. 3 
ZPO entscheiden dürfen. Da der Beschluß das Gesetz verletzt, 
war er auf den Kassationsantrag hin aufzuheben. Der Senat 
konnte im Hinblick auf den ausreichend geklärten Sachver­
halt in eigener Entscheidung auf die Beschwerde des Klägers 
den Beschluß des Kreisgerichts aufheben und auf den Ein­

spruch des Klägers die betriebliche Kündigung für rechtsun­
wirksam erklären (§ 162 Abs. 1 ZPO).

* Die JustitiarVO vom 25. März 1976 (GBl. I Nr. 14 S. 201) wurde zwi-
schenzeitlich durch die JustitiarVO vom 15. März 1990 (GBl. I Nr. 18
S. 171) außer Kraft gesetzt. D. Red.

Anmerkung:
Beide Urteile des Obersten Gerichts sind inhaltlich eng mit­
einander verbunden. Im ersten Fall wurde der Kläger aus 
politisch motivierten Gründen durch den Betrieb unter An­
drohung einer Kündigung wegen Nichteignung zum Abschluß 
eines Änderungsvertrages genötigt; im zweiten Fall hatte der 
Kläger wegen seines Austritts aus der damaligen SED eine 
Kündigung nach § 54 Abs. 2 Buchst, b AGB gegen sich gelten 
zu lassen. In beiden Fällen hat das Oberste Gericht durch 
die Entscheidung arbeitsrechtlicher Streitfälle gewissermaßen 
den Versuch einer ersten Vergangenheitsbewältigung des in­
zwischen in der DDR beseitigten stalinistisch-bürokratischen 
Systems vorgenommen. Insofern erfolgte eine Revision der 
Arbeitsrechtsprechung, denn aus heutiger Sicht darf zumin­
dest stark bezweifelt werden, ob die Urteile vor der „Wende“ 
zu diesem Ergebnis geführt hätten.

Unabhängig davon, ob zum Zeitpunkt ihrer Veröffentli­
chung das AGB der DDR juristisch noch gelten wird, kann 
man den Entscheidungs e r g e b n i s s e n  sicher vorbehaltlos 
zustimmen. Ob und inwieweit generell im Wege der Gesetz­
gebung oder auch der richterlichen Rechtsfortbildung Pro­
bleme der Rehabilitierung (einschließlich g g f .  zu erbringen­
der Schadenersatz- oder Abfindungsleistungen) für aus poli­
tischen Grühden rechtswidrig aus dem Arbeitsverhältnis ent­
fernte Arbeitnehmer „ins Haus“ stehen, konnte sicherlich 
nicht bzw. noch nicht durch diese Urteile entschieden werden. 
Mir jedenfalls scheint hier ein rechtliches Regelungsbedürfnis 
vorzuliegen, das nicht allein durch die Rechtsprechung lösbar 
ist.

Nach bundesdeutschem Arbeitsrechtsverständnis haben wir 
es in dem vom Obersten Gericht entschiedenen z w e i t e n  
Fall (OAK 38/89) mit einer sog. verhaltensbedingten Kündi­
gung1 zu tun. Nach vorherrschender und auch von mir ge­
teilter Meinung2 ist die politische Einstellung eines Arbeit­
nehmers für die Erfüllung der arbeitsvertraglichen Pflichten 
(im Sprachgebrauch des AGB: für die Erfüllung der arbeits­
vertraglich vereinbarten Arbeitsaufgabe) in aller Regel un­
erheblich, so daß der Ausspruch einer Kündigung aus diesem 
Grunde rechtswidrig ist.

Rechtsstaatlichen Prinzipien zufolge versteht es sich 
eigentlich von selbst, daß die Zugehörigkeit zu einer politi­
schen Partei a l l e i n ,  der Austritt oder auch der Ausschluß 
aus einer politischen Vereinigung, kein Grund für die Kün­
digung des Arbeitsverhältnisses sein kann.

Etwas anderes kann jedoch gelten, wenn durch politische 
Haltungen und Handlungen des Werktätigen (des Arbeitneh­
mers) das Arbeitsverhältnis selbst beeinträchtigt wird? So 
hatte z.B. das Bundesarbeitsgericht (BAG) die außerordent­
liche Kündigung eines Arbeitnehmers für gerechtfertigt ge­
halten, nachdem sich dieser trotz mehrmaliger Aufforderung 
durch den Arbeitgeber geweigert hatte, eine Plakette „Strauß- 
Nein-Danke“ zu entfernenA Man kann hierüber sicher ge­
teilter Meinung sein. Einzelfallentscheidungen und gegensei­
tige Interessenabwägung jedenfalls sollten in einer so sensi­
blen Sphäre wie der „politischen Arbeitsrechtsprechung“ 
Priorität vor jedweder undifferenzierten Generalisierung ha­
ben.

Das vorliegende OG-Urteil darf (und will sicher auch) 
nicht den Eindruck erwecken, als wären bei arbeitsrechtlichen 
Entscheidungen politisch relevante Verhaltensweisen stets be- 1 2 3 4
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